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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Parlamentsorganisation

Anfang Februar legte das Blro des Nationalrates (Bliro-NR) seinen Bericht zur Anderung
der Sitzungszeiten vor, wie sie von einer parlamentarischen Initiative Bernasconi (sp,
GE) angeregt worden war. Wie im Sténderat sollen die Sitzungen laut dem Vorschlag des
BuUros erst um 8.15 Uhr und nicht bereits um 8.00 Uhr beginnen. Die so insgesamt
verlorenen 150 Minuten Sitzungszeit sollen kompensiert werden, indem die
Montagssitzungen bereits um 14.15 statt 14.30 Uhr und die Nachmittagssitzungen am
Mittwoch sowie am Donnerstag der letzten Sessionswoche bereits um 14.30 statt um
15.00 Uhr beginnen sollen. Dadurch wuirde insgesamt sogar 15 Minuten Sitzungszeit
gewonnen, was in Anbetracht der Ausfélle aufgrund von Fraktionsausfligen und
Feierlichkeiten aber nétig sei. Das BlUro beantragt gleichzeitig, die Sitzungszeiten nicht
mehr im Geschéaftsreglement festzuschreiben, sondern die Kompetenz zur Festlegung
der Sitzungszeiten, wie im Stédnderat, dem Blro selber zu Uberlassen. Zwei SVP-
Vertreter des Biros (Roland Bichel (SG) und Adrian Amstutz (BE)) bildeten eine
Minderheit und beantragten das Nichteintreten auf die Vorlage, da sie keinen
Handlungsbedarf sahen. '

Die aufgrund einer parlamentarischen Initiative Bernasconi verfasste Reform des Buros
des Nationalrates wurde in der Frihjahrssession 2016 beraten. Die Initiantin war im
Herbst 2015 zurtickgetreten und folglich nicht mehr im Saal zugegen. Die Sprecherin
des Buros, Edith Graf-Litscher (sp, TG), machte sich im Namen des Buros fiir das
Anliegen stark. Damit Eltern am Abend nach Hause fahren kénnen, sei der Beginn der
Sitzungen auf 8.15 Uhr anzusetzen. Die Zige kdnnten dann so gewéahlt werden, dass
man rechtzeitig zum Beginn der Debatten wieder in Bern sei. Roland Rino Blchel (svp,
SG) bezeichnete den Titel der Initiative als Etikettenschwindel. Es gehe nicht darum,
Vater und Mutter zu unterstitzen, sondern eine Ausrede zu finden, am Abend nach
Hause zu fahren und trotzdem die Ubernachtungsentschadigung einstreichen zu
kénnen. Zudem sei der Saal am Morgen - auch um 8.15 Uhr - jeweils praktisch leer. Er
glaube nicht, dass sich dies mit einer Verschiebung des Sitzungsbeginns andere. Blichel
nahm zudem Bezug auf Medienberichte, welche die Vorlage als Schlafmutzen-Initiative
bezeichnet und ebenfalls auf den am Morgen sehr leeren Ratssaal hingewiesen hatten.
Er beantragte deshalb, als Vertreter der Minderheit des Bulros, nicht auf die Vorlage
einzutreten. Man solle sich von der Initiantin bzw. dem Titel der parlamentarischen
Initiative ("Der Nationalrat soll an die Vater und Mitter in seinen Reihen denken!") nicht
an der Nase herumflhren lassen. Obwohl die burgerlichen Fraktionen in der Frage
gespalten waren - auch innerhalb der SVP selbst - wollte eine Mehrheit des Rates mit
92 zu 73 Stimmen (bei 9 Enthaltungen) nicht auf die Vorlage eintreten. Damit beginnen
die Sitzungen des Nationalrates nach wie vor eine Viertelstunde friher als jene des
Standerates. ?

In der Debatte um die parlamentarische Initiative von Thomas Aeschi (svp, ZG), der eine
Neuregelung flir die Zusammensetzung des Biiros-NR verlangte, konkretisierte der
Zuger sein Anliegen: Die Zusammensetzung solle analog zur Zusammensetzung der
Gerichtskommission erfolgen. Dort werden in einem ersten Schritt die Sitze nach
Fraktionsstérke zugewiesen und in einem zweiten Schritt wird darauf geschaut, dass alle
Fraktionen bertcksichtigt werden. Roland Bichel (svp, SG), der den Minderheitenantrag
unterstitzte, argumentierte, dass es flr eine Demokratie eigentlich selbstverstandlich
sei, dass eine Fraktion in einem so wichtigen Gremium wie dem Bliro angemessen
vertreten sein misse. Angemessen heisse eben proportional zur Sitzstarke. Aufgrund
der wechselnden Présidien kénne es aber immer wieder dazu kommen, dass einzelne
Fraktionen Uber- und andere untervertreten seien. Dem musse entgegengewirkt
werden, vor allem, weil das Blro «verstarkt legislativ tatig ist». Edith Graf-Litscher (sp,
TG) argumentierte als Sprecherin fir die Mehrheit des Buro-NR, dass im
Parlamentsgesetz verankert sei, dass das Blro aus Funktionstragerinnen und
Funktionstragern und eben nicht parteipolitisch zusammengesetzt sei, was sich in der
Arbeitsweise des Blros niederschlage. Es sei keine politische Organisation, sondern
habe die Funktion, den Ratsbetrieb vorzubereiten. Eine proportionale Vertretung ware
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nur mit einer Erhéhung der Mitgliederzahl im Blro zu erreichen - ein entsprechender
Vorstoss der SPK-NR sei aber 2015 wegen mangelnder Erfolgsaussichten zurlckgezogen
worden. Die Volkskammer sprach sich schliesslich mit einer deutlichen Mehrheit von 115
zu 64 Stimmen gegen Folge geben aus. Die beflrwortenden Stimmen stammten
allesamt aus der SVP-Fraktion. *

Nach der Konstituierung und Vereidigung des Nationalrats, schritt dieser - noch einmal
geleitet von der Altersprasidentin  Maya Graf (gp, BL) - zur Wahl des
Nationalratsprasidiums 2019/20. Die amtierende erste Vizeprésidentin, Isabelle Moret
(fdp, VD), wurde erwartungsgemass als Prasidentin bestimmt. Von den 200 ausgeteilten
Wahlzetteln waren 2 ungultig und 5 entfielen auf Diverse. Mit 193 Stimmen gelang der
14. Frau im Prasidentenamt ein Rekordresultat. Damit wurde zum 19. Mal eine
Volksvertretung aus dem Kanton Waadt ins oberste Schweizer Amt gewahlt.

Moret dankte in ihrer Rede ihrer Vorgéngerin Marina Carobbio Guscetti (sp, Tl), die die
Représentation der Frauen in der Politik immer wieder thematisiert habe - mit Freude
nehme sie auch die Zahl der Frauen im Saal zur Kenntnis. Es sei Moret auch hinsichtlich
der Feierlichkeiten zum 50-jéhrigen Jubilaum der Einflhrung des Frauenstimmrechts
ein Anliegen, die Bemuhungen ihrer Ratskollegin weiterzufihren. Das neue Parlament
habe die Chance, wichtige Themen anzupacken: So etwa die Familien- und
Gleichstellungspolitik, die Reform der Sozialversicherungen, die Umweltpolitik, aber
auch die Gesundheitspolitik, momentan eine der grossten Sorgen der Schweizerinnen
und Schweizer. Mit ihrem Ausruf «Vive la Suisse! Es lebe die Schweiz! Viva la Svizzeral
Viva la Svizral» erntete die neue Prasidentin Applaus. Bevor sie zur Wahl des ersten
Vizeprasidenten Uberleitete, verwies Moret auf den Umstand, dass das Parlament nicht
nur noch nie so weiblich, sondern auch noch nie so jung gewesen sei. Als Zeichen, wie
wichtig die Jugend sei, liess Moret die olympische Flamme der Jugend-Winterspiele,
die im Januar 2020 im Kanton Waadt stattfinden werden, in den Saal tragen. Dies solle
ein Ansporn flr die Schweizer Jugend sein, Uber sich selbst hinauszuwachsen.

Zum ersten Vizepréasidenten wurde im Anschluss Andreas Aebi (svp, BE) gewahlt. Fur
dieses Amt wére eigentlich Heinz Brand (svp, GR) vorgesehen gewesen. Der Blindner,
der im November 2018 zum ersten Vizeprasidenten gekirt worden war, war allerdings
bei den eidgendssischen Wahlen nicht wiedergewéahlt worden. Aebi, der 2018 innerhalb
der SVP neben Brand ebenfalls als Kandidat fir das Amt gehandelt worden war und jetzt
zum Handkuss kam, erhielt 178 Stimmen. Von den ausgeteilten Wahlzetteln blieben 9
leer und auf 13 standen andere Namen als jener des Berner SVP-Mitglieds.

In der Folge wurde Iréne Kalin (gp, AG) zur zweiten Vizeprasidentin bestimmt. Die
Aargauerin erhielt vergleichsweise wenige 112 Stimmen. Von den 195 eingelangten
Wahlzetteln blieben 23 leer und 3 waren unglltig. Andere Personen erhielten 57
Stimmen, darunter Regula Rytz (gp, BE; 23 Stimmen) und Bastien Girod (gp, ZH; 11
Stimmen). Das magere Resultat dirfte - neben der Parteizugehorigkeit der neuen
zweiten Vizeprasidentin - auch damit zusammenhangen, dass Kélin erst seit 2017 im
Nationalrat sass. Kélin war von der Fraktion der griinen Partei Ende November 2019
nominiert worden.

Die vier Stimmenzéhlenden und die vier Ersatzstimmenzahlenden wurden in globo
gewahlt. Auch hier zeigten sich aufgrund der Stimmenzahl einige ideologische
Animositaten, alle acht wurden aber letztlich deutlich gewahlt. Zu Stimmenzahlerinnen
und -zahlern wurden Edith Graf-Litscher (sp, TG; 193 Stimmen), Roland Rino Biichel
(svp, SG; 194 Stimmen), Daniel Brélaz (gp, VD; 179 Stimmen) und Benjamin Roduit (cvp,
VS; 187 Stimmen) gewéhlt. Die vier sind damit Mitglieder des Bliro-NR und sitzen dem
Ratsplenum gegenliber, mit der Prasidentin im Ricken. Am gleichen Ort sitzen die
Ersatzstimmenzahlerinnen und -zéhler, die aber nicht Mitglieder des Blros sind: Yvette
Estermann (svp, LU; 191 Stimmen), Pierre-Alain Fridez (sp, JU; 193 Stimmen), Gerhard
Andrey (gp, FR; 192 Stimmen) und Philipp Kutter (cvp, ZH; 190 Stimmen). *

Geméss des Kundgebungsreglements der Stadt Bern gilt wahrend Sessionen des
eidgendssischen Parlaments auf dem Bundesplatz ein Demonstrationsverbot. Weil
dieses Verbot nicht haltbar sei - insbesondere wéhrend Sessionen sollten die
Blrgerinnen und Blrger die Moglichkeit haben, ihre Volksvertreterinnen und -vertreter
auf ihre Sorgen aufmerksam zu machen - musse sich der Bund bei der Gemeinde Bern
fur eine Aufhebung dieses Passus im Kundgebungsreglement einsetzen. Dies forderte
Aline Trede (gp, BE) in ihrer Motion, mit der sie Aktionen und Demonstrationen auf
dem Bundesplatz auch wahrend Sessionen erméglichen wollte, wie sie ihren Vorstoss
betitelte. In der Nationalratsdebatte in der Sommersession 2021 erklérte die Bernerin,
dass es ein Bewilligungsverfahren geben solle und Aktionen, die den Sessionsbetrieb zu
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stark stérten oder gar die Sicherheit bedrohten, weiterhin nicht zugelassen werden
durften. Fur das Biro-NR, das die Motion ablehnte, ergriff Roland Rino Blichel (svp, SG)
das Wort. Das Kundgebungsverbot bestehe seit 1925 und gebe immer wieder Anlass zu
Diskussionen. Man habe aber mit der Stadt Bern seit 2016 ein «Memorandum of
Understanding», das Kleinstkundgebungen ohne Larmemissionen erlaube. Die
Zusammenarbeit mit der Stadt funktioniere gut. Die unbewilligte Klimademonstration
wahrend der letzten Woche der Herbstsession 2020 habe aber eben gezeigt, dass
Stérungen nicht nur wegen Larm, sondern auch wegen der Blockierung der Zugange
zum Parlamentsgebaude auftreten kénnen. Bereits friher habe der Nationalrat ahnliche
Vorstdsse abgelehnt und das Buro bringe nach wie vor dieselben Gegenargumente vor:
Das Parlament miusse seine Arbeit «sicher, ordnungsgemass und stérungsfrei»
ausfihren kénnen und die Stadt Bern sei verpflichtet, dies zu garantieren. Dies sah
auch die Ratsmehrheit so und versenkte den Vorstoss mit 117 zu 67 Stimmen. Lediglich
die SP- und die GP-Fraktion stimmten geschlossen fir eine Offnung des
Demonstrationsverbots. °

Nichts wissen wollte der Nationalrat von der Idee zur Schaffung eines Ethikgremiums
des Parlaments, die im Rahmen eines Postulats von Mathias Reynard (sp, VS) diskutiert
wurde. Der von Britgitte Crottaz (sp, VD) Gbernommene Vorstoss - Reynard war aus
dem Rat ausgeschieden, weil er in die Regierung des Kantons Wallis gewahlt worden war
- forderte eine Anlaufstelle, die fur mehr Transparenz und ethisches Handeln im
Parlament sorgen sollte. Dieses Gremium wiurde nicht nur einen Leitfaden flr den
Umgang mit Interessenkonflikten schaffen, in die man als Parlamentsmitglied mit einer
Verbindung zu Interessenorganisationen unweigerlich gerate, sondern in einer solchen
Situation auch Beratungsdienste anbieten. Diese Ethikkommission wirde aus
Parlamentsmitgliedern, externen Fachleuten sowie Juristinnen und Juristen
zusammengesetzt. Brigitte Crottaz nannte in der Ratsdebatte mehrere Lander, die ein
solches Ethikgremium eingeflhrt hatten - so etwa Frankreich oder Belgien. Roland Rino
Buchel (svp, SG) erodrterte in der Folge die ablehnende Haltung des Bliro-NR. Ein
«Leitfaden fur die Ratsmitglieder zur Annahme von Vorteilen, zu Transparenz- und
Offenlegungspflichten und zum Umgang mit Informationen» liege bereits seit Herbst
2019 vor. Zudem musse jedes Ratsmitglied die Korrektheit und Vollstandigkeit der
persdnlichen Angaben inklusive Interessenbindungen jahrlich schriftlich bestatigen. Das
Blro-NR sei der Meinung, dass diese Massnahmen ausreichend seien, um gentigend
Transparenz und ethisches Verhalten sicherzustellen. Zudem plédiere man an die
Eigenverantwortung jeder Parlamentarierin und jedes Parlamentariers, worauf «das
parlamentarische System der Schweiz» letztlich beruhe. Mit 115 zu 60 Stimmen (bei 7
Enthaltungen) folgte die Mehrheit des Nationalrats der Empfehlung des Bliros und
versenkte die Idee. Eine links-grine Ratsminderheit setzte sich fur die Schaffung einer
parlamentarischen Ethikkommission ein.

Weil zwar das Buro-NR nicht aber das Buro-SR der parlamentarischen Initiative von
Sidney Kamerzin (mitte, VS) fir ein papierloses Parlament Folge geben wollte, wurde
der Vorstoss in der Herbstsession im Nationalrat behandelt. Der Initiant hatte seinen
Vorstoss mit den Erfahrungen der Corona-Krise begrindet, die gezeigt habe, dass es
dank Digitalisierung moglich sei, den Parlamentsbetrieb mit digital erstellten,
verschickten und bearbeiteten Unterlagen zu organisieren. Das papierlose Parlament
sei auch aus Umweltgriinden anzustreben.

Nachdem das Blro-SR der Initiative im Mai 2021 mit 2 zu 1 Stimme (bei 2 Enthaltungen)
keine Folge geben wollte, beharrte das Blro-NR Mitte September 2021 auf seinem
urspringlich im Februar 2021 mit 7 zu 5 Stimmen gefassten Entscheid zu Gunsten der
Vorlage und empfahl dem Nationalrat diesmal mit 7 zu 4 Stimmen der Initiative Folge zu
geben. Obwohl bereits entsprechende Digitalisierungsarbeiten im Rahmen von «Curia
plus» in Gang seien, solle rasch an den Erfahrungen aus der ausserordentlichen Session
in der BernExpo angeknupft werden, wo alle Dokumente digital zur Verflgung standen.
Die Kommissionsmehrheit verspreche sich mit der Annahme der parlamentarischen
Initiative auch mehr Druck fur die Umsetzung der Motion Frehner (svp, BS, Mo. 17.4026),
die den digitalen Ratsbetrieb verlange und am Ursprung von Curia plus stehe. Eine FDP-
SVP-Kommissionsminderheit sah hier jedoch keine Notwendigkeit. Im Gegenteil kdnnte
eine rasche Umsetzung von Curia plus eher verhindert werden, wenn weitere Arbeiten
in Angriff genommen werden mussten.

In der Ratsdebatte warb Sidney Kamerzin neben mehr Effizienz und Umweltschutz auch
mit mehr Geschwindigkeit und Sicherheit flir sein Anliegen, die mit Digitalisierung
moglich wirden. In den kantonalen Parlamenten von Genf, Zirich und Wallis sei das
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papierlose Parlament zudem bereits umgesetzt. Ein Freund von ihm habe ihm
versichert: «Wenn uns dies im Wallis gelungen ist, kann es jeder.»

Fur die Kommissionsminderheit ergriff Roland Rino Bichel (svp, SG) das Wort. Der
Vorstoss sei «flur die Galerie» und komme einer Zwéngerei gleich. Es musse verhindert
werden, dass das Projekt Curia plus verzogert werde. Nur ein Nein zur Initiative
Kamerzin sei ein Ja zu Digitalisierung. Dieses Nein kam allerdings nur seitens der
geschlossenen SVP-, einer Mehrheit der FDP- und einer kleinen Minderheit der Mitte-
Fraktion. Die 72 Nein-Stimmen reichten gegen die 101 Ja-Stimmen nicht aus (9
Enthaltungen). Damit muss sich die kleine Kammer nun zum Anliegen &ussern.’

1) Bericht Bliro-SR vom 5.2.2016

2) ABNR, 2016, S. 523 f.; SoZ, 6.3.16; TA, 18.3.16

3) AB NR, 2019, S. 998 f.

4) AB NR, 2019 S. 2019; 24H, Blick, CdT, LT, NZZ, 3.12.19

5) AB NR, 2021S. 1262 f.

6) AB NR, 20218. 1261; Leitfaden zur Annahme von Vorteilen und zu Transparenz- und Offenlegungspflichten
7) AB NR, 2021, S. 1871 f.; Bericht Blro-NR vom 13.9.21
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